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SPRUCH 
 

Ich fühle, dass Kleinigkeiten die Summe des Lebens 
machen. 
Charles Dickens; 1812 – 1870, englischer Erzähler französischer Schriftsteller und Philo-

soph 

 

 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  
Entgeltfortzahlung während der Kündigungs-

frist 
  

Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein (LAG) hatte in ei-
nem Fall zu entscheiden, in dem eine Arbeitnehmerin am 
4.5.2022 mit Datum 5.5.2022 ein Kündigungsschreiben zum 
15.6.2022 verfasste und darin u.a. um die Zusendung einer 
Kündigungsbestätigung und der Arbeitspapiere an ihre Wohn-
anschrift bat. Sie bedankte sich für die bisherige Zusammenar-
beit und wünschte dem Unternehmen alles Gute. Ab dem 
5.5.2022 erschien sie nicht mehr zur Arbeit und reichte durch-
gehend bis zum 15.6.2022 und damit genau für sechs Wochen 
AU-Bescheinigungen ein. Der Arbeitgeber zahlte keine Entgelt-
fortzahlung. 
 
Das LAG verwies zunächst auf den hohen Beweiswert von AU-
Bescheinigungen. Der Arbeitgeber kann diesen Beweiswert nur 
dadurch erschüttern, dass er tatsächliche Umstände darlegt 
und im Bestreitensfall beweist. Durch die Beweise müssen sich 
Zweifel an der Erkrankung des Arbeitnehmers ergeben mit der 
Folge, dass der ärztlichen Bescheinigung kein Beweiswert mehr 
zukommt. Eine Erschütterung kommt nicht nur dann in Be-
tracht, wenn sich ein Arbeitnehmer in Zusammenhang mit sei-
ner Kündigung einmal zeitlich passgenau bis zum Ablauf der 
Kündigungsfrist krankschreiben lässt. Er ist auch erschüttert, 
wenn die Krankschreibung aufgrund mehrerer AU-
Bescheinigungen durchgehend bis zum Ende der Kündigungs-
frist andauert, diese punktgenau den maximalen Entgeltfort-
zahlungszeitraum von sechs Wochen umfasst und sich aus dem 
Kündigungsschreiben ergibt, dass der Verfasser von vornherein 
nicht mehr mit seiner Anwesenheit rechnet. Das war hier der 
Fall. 

 
 



 

 

 Familienrecht/Erbrecht 

 
Ordnungsmittel bei Kontakt zum Kind außerhalb 

der geregelten Umgangszeiten 
  

Eine Verhängung von Ordnungsmitteln wegen Kontaktaufnah-
men außerhalb der festgelegten Umgangszeiten setzt voraus, 
dass sich die Untersagung einer solchen Kontaktaufnahme ein-
deutig aus dem Tenor der Umgangsregelung ergibt. Ein Tun o-
der Unterlassen kann nur dann sanktioniert werden, wenn die 
entsprechenden Pflichten der betroffenen Person zweifelsfrei 
aus dem Vollstreckungstitel hervorgehen. Soll also dem Um-
gangsberechtigten die Kontaktaufnahme bzw. Näherung außer-
halb der geregelten Zeiten untersagt werden, so wäre diese 
Untersagung ausdrücklich in die entsprechende Umgangsrege-
lung bzw. Umgangsvereinbarung aufzunehmen. Dies gilt auch 
dann, wenn es sich einem Laien vermeintlich aufdrängen 
müsste, dass außerhalb der geregelten Umgangszeit kein Um-
gang stattfinden soll. 
 
In einem vom Oberlandesgericht Frankfurt a.M. (OLG) ent-
schiedenen Fall hatte das Familiengericht die Umgangszeiten 
des Vaters mit den Kindern geregelt, aber die Kontaktauf-
nahme außerhalb dieser Zeiten nicht ausdrücklich untersagt. 
Das Amtsgericht verhängte gegen den Vater ein von der Mutter 
beantragtes Ordnungsgeld wegen Verstoßes gegen die Um-
gangsregelung (Kontakt außerhalb der festgelegten Zeiten). 
Der Vater wehrte sich dagegen und hatte vor dem OLG Erfolg. 

 
Sonstiges 
Einführung des Gesellschafterregisters für 

GbRs 
  

Ab dem 1.1.2024 tritt das Gesetz zur Modernisierung des Per-
sonengesellschaftsrechts (MoPeG) in Kraft. Dieses Gesetz führt 
ein Gesellschaftsregister für GbRs ein. Dieses wird in seiner 
Publizitätswirkung dem Handelsregister ähneln und soll dem 
Rechtsverkehr eine bisher fehlende Sicherheit über die Zusam-
mensetzung der Gesellschaften, ihren Sitz und die Namen der 
Gesellschafter bieten. Es gilt jedoch nur für solche GbRs, die 
aktiv am Rechtsverkehr teilnehmen, also sog. Außen-GbRs. Es 
betrifft nicht die reinen Innen-GbRs. 
 
Das MoPeG hat keine Auswirkungen auf GbRs, die zur gemein-
samen Berufsausübung gegründet wurden (z.B. Anwaltssozie-
täten), es sei denn, diese GbR führt Grundstücksgeschäfte 
durch oder beabsichtigt den Erwerb von registrierten Rechten. 



 

 

In solchen Fällen sind sie vom Gesetz erfasst und müssen im 
Gesellschaftsregister registriert werden. Es wird erwartet, dass 
es bei der Einführung des Registers zu einem massiven An-
sturm von Eintragungsanträgen kommen wird, was zu erhebli-
chen Verzögerungen bei der Eintragung führen kann. 
 
Anmerkung: Vor diesem Hintergrund sollten rechtsfähige 
GbRs in Betracht ziehen, bestimmte Rechtsgeschäfte, die mit 
einem Eintrag in ein öffentliches Register verbunden sind (z.B. 
Grundstücksgeschäfte) und keine Verzögerungen dulden, auf 
das laufende Jahr 2023 vorzuziehen. Die bevorstehende Ein-
führung des Gesellschaftsregisters ab dem 1.1.2024 und die 
damit verbundenen zu erwartenden Eintragungsverzögerungen 
könnten andernfalls zu unvorhersehbaren Wartezeiten und Be-
einträchtigungen führen. Denn solange die GbR nicht im Ge-
sellschaftsregister eingetragen ist, sind diese Geschäfte blo-
ckiert und können nicht umgesetzt werden. 
 

 


